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// Im Blickpunkth

Staatliche Unterst�tzung wirkt in Zeiten der Finanzkrise besonders wohltuend. Dies gilt z. B. f�r die Investitionszusch�sse,

die das Gesetz �ber die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftstruktur“ enth�lt; Einzelheiten

stellt Kaligin vor. Mit der umsatzsteuerlichen Schlechterstellung von Privatkliniken nach dem JStG 2009 setzen sich Denni-

sen/Frase auseinander. Zur Auslegung des § 8b Abs. 4 KStG durch das FG Hamburg �ußern sich Busch/Thieme kritisch.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Zwingende Angabe des

Lieferzeitpunkts in einer Rechnung

Der BFH hat mit Urteil vom 17.12.2008 – XI R 62/

07 – entschieden, dass in einer Rechnung der

Zeitpunkt der Lieferung (§ 14 Abs. 4 S. 1 Nr. 6

UStG 2005) außer bei Rechnungen �ber An- oder

Vorauszahlungen auch dann zwingend anzuge-

ben ist, wenn er mit dem Ausstellungsdatum der

Rechnung identisch ist. Gem�ß § 15 Abs. 1 S. 1

Nr. 1 UStG 2005 ist f�r den Vorsteuerabzug der

Besitz einer nach den §§ 14, 14a UStG 2005 aus-

gestellten Rechnung erforderlich. Nach dem

Wortlaut des § 14 Abs. 4 S. 1 Nr. 6 UStG 2005 ist

zweifelhaft, ob der Zeitpunkt der Lieferung auch

dann anzugeben ist, wenn er mit dem Ausstel-

lungsdatumder Rechnung �bereinstimmt.

Dies entspreche dem Gemeinschaftsrecht; ferner

w�re sonst f�r die Finanzverwaltung der Zeit-

punkt der Entstehung der Umsatzsteuer und des

Rechts auf Vorsteuerabzug nicht �berpr�fbar.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-523-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Provisionen bei ringweiser

Vermittlung von Lebensversicherungen

Treffen mehrere Steuerpflichtige die Abrede, sich

sozusagen ringweise Lebensversicherungen zu

vermitteln und die daf�r erhaltenen Provisionen

an den jeweiligen Versicherungsnehmer weiter-

zugeben, so kann die als Gegenleistung f�r die

Vermittlung von der Versicherungsgesellschaft

vereinnahmte und nach § 22 Nr. 3 EStG steuerba-

re Provision nicht um eben den Betrag der Provi-

sion als Werbungskosten gemindert werden, die

der Vermittler an den Versicherungsnehmer wei-

terleiten muss, wenn er umgekehrt einen Aus-

kehrungsanspruch gegen denjenigen hat, der

den Abschluss seiner Versicherung vermittelt

(BFH, 20.1.2009 – IX R 34/07).

DiesedieVermittlungsleistungenumfassendeVer-

wendungsvereinbarung l�sst den Aufwandscha-

rakter der (Weiterleitungs-)Zahlungen entfallen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-523-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Keine Sonderabschreibung nach

F�rdG bei fehlendem Vollzug des

Anschaffungsgesch�fts

Der BFH hat durch Urteil vom 20.1.2009 – IX R 9/

07 – entschieden: Bei der Vorauszahlung des ge-

samten Kaufpreises fehlt es am erforderlichen

Vollzug des Anschaffungsgesch�fts (Kaufvertrag

�ber den Erwerb eines Grundst�cks mit Alt-Ge-

b�ude und noch zu erbringenden Bauleistun-

gen), wenn die Ver�ußerer den auf ihr Konto

�berwiesenen Geldbetrag wegen dessen treu-

h�nderischer Bindung zu keinem Zeitpunkt zur

freien Verf�gung erhalten haben.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-523-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Zur Abgrenzung Leistungsaustausch/

Zuschuss

Ein steuerbarer Leistungsaustausch und kein Zu-

schuss liegt vor, wenn ein Verein gegen�ber ei-

nem Mitglied, einer K�rperschaft des �ffentli-

chen Rechts, journalistische Medienarbeit (ins-

bes. Herstellung, Erwerb, Verbreitung und Ver-

trieb von Rundfunkprogrammen) erbringt und

hierf�r einen als „Finanzzuweisung“ bezeichne-

ten Jahresbetrag erh�lt (BFH, 27.11.2008 – V R

8/07).

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-523-4

unter www.betriebs-berater.de

FGRheinland-Pfalz:Neuregelungbzgl.Auf-

wendungenf�rArbeitszimmer

verfassungsm�ßig

Seit 2007 k�nnen die Aufwendungen f�r ein

h�usliches Arbeitszimmer nur noch dann als

Werbungskosten ber�cksichtigt werden, wenn

sich im Arbeitszimmer der Mittelpunkt der be-

trieblichen und beruflichen T�tigkeit des Steuer-

pflichtigen befindet. Das FG Rheinland-Pfalz h�lt

diese Neuregelung f�r mit Art. 3 GG vereinbar

(Urteil vom 17.2.2009 – 3 K 1132/07). Denn im

Bereich des Steuerrechts habe der Gesetzgeber

bei der Auswahl des Steuergegenstands und bei

der Bestimmung des Steuersatzes einen weit rei-

chenden Entscheidungsspielraum.
(PM FG Rheinland-Pfalz vom 26.2.2009)

Das Urteil ist noch nicht rechtskr�ftig, die

Revision wurde wegen grunds�tzlicher Bedeutung

zugelassen.

Verwaltungsanweisungen
BMF:�bersicht�berdieZahlenzur

Lohnsteuer f�r2009

In einer tabellarischen �bersicht hat das BMF

die wichtigsten ab 1.1.2009 geltenden Zahlen

des Lohnsteuer-Verfahrens zusammengestellt.
(Newsletter BMF vom 27.2.2009)

BMF: Steuererm�ßigung bei Eink�nften aus

Gewerbebetrieb

Durch Schreiben vom 24.2.2009 – IV C 6 – S

2296-a/08/10002 – hat das BMF Stellung zur An-

wendung der Steuererm�ßigung nach § 35 EStG

Stellung genommen. Das Schreiben behandelt

u.a. den Anwendungsbereich, die tarifliche Ein-

kommensteuer, das Anrechnungsvolumen, die

gewerblichen Eink�nfte, die Ermittlung des Er-

m�ßigungsh�chstbetrags und die Steuererm�ßi-

gung bei Mitunternehmerschaften.

Volltext des Schr.: // BB-ONLINE BBL2009-523-5

unter www.betriebs-berater.de

BMF: Entlastung durch Konjunkturpaket II

Das BMF verdeutlicht einzelne Entlastungswir-

kungen durch das Konjunkturpaket II:

– Erh�hung des Grundfreibetrags auf 7834 Euro

r�ckwirkend zum 1.1.2009 und auf 8004 Euro

f�r das Jahr 2010. Wer unter dem Grundfreibe-

trag liegt, muss keine Steuern zahlen,

– Absenkung des Eingangssteuersatzes von

15% auf 14%,

– Verschiebungder Tarifeckpunkteum insgesamt

730 Euro nach rechts bis 2010 in zwei Stufen,

– weitere Entlastungen durch das erh�hte Kin-

dergeld und die Anhebung des Kinderfreibe-

trags sowie durch die wieder g�ltigen Regeln

der Pendlerpauschale, Senkung der Beitr�ge

zur gesetzlichen Krankenversicherung ab dem

1.7.2009 auf 14,9%, steuerliche Absetzbarkeit

der geleisteten Beitr�ge f�r eine Basiskranken-

versicherung und die gesetzliche Pflegeversi-

cherung ab 1.1.2010.
(Newsletter BMF vom 27.2.2009)

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln, K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt a.M.;
Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart

Die Woche im Steuerrecht
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